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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Historische Entwicklung

Statusfeststellung

Gestaltungsfaktoren

Arbeitsrecht ist, kurz gesagt, die Gesamtheit aller Regelungen, die im Rahmen abhängiger Arbeit Anwen-
dung finden. Dabei unterscheidet man zwischen dem Individualarbeitsrecht und dem kollektiven Ar-
beitsrecht. Ersteres regelt die Rechtsbeziehung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf der ar-
beitsvertraglichen Ebene.

Dem kollektiven Arbeitsrecht werden die Vorschriften zugerechnet, die nicht nur ein einzelnes Arbeitsver-
hältnis betreffen, sondern gruppenbezogen sind. So betrifft das Tarifrecht die systematische und 
einheitliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen für eine Vielzahl von Beschäftigten sowie das Be-
triebsverfassungsrecht die Regelung von Belegschaftsinteressen.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Historische Entwicklung

Bis zur Weimarer Republik

Weimarer Republik

Bundesrepublik Deutschland
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Historische Entwicklung

Bis zur Weimarer Republik

z.B. Leibeigenschaft

z.B. Kinderarbeit

Die uns geläufige (soziale) Arbeitswelt ist vergleichswei-
se neu. Nach Zeiten, in denen Menschen als Skla-
ven wie Sachen gehandelt oder als Leibeigene be-
handelt wurden, keimte die „soziale Frage“ auf. 

So war in Preußen ab 1839 die Beschäftigung von Kin-
dern unter neun Jahren verboten. 1891 gab es er-
ste kollektivrechtliche Entwicklungen mit der Zu-
lassung von Fabrikausschüssen.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Historische Entwicklung

Weimarer Republik

Koalitionsfreiheit

48-Stunden-Woche

Während der Weimarer Republik wurden nicht nur ein 8-
Stunden-Tag und die 48-Stunden-Woche einge-
führt, sondern 1920 auch ein Betriebsrätegesetz, 
ein Schwerbeschädigtengesetz 1923 sowie 1926 
eine Arbeitsgerichtsbarkeit und schließlich 1927 
ein Mutterschutzgesetz. 

Die Koalitionsfreiheit wurde bereits 1919 in Art. 159 der 
Weimarer Reichsverfassung verankert.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Historische Entwicklung

Bundesrepublik Deutschland

Betriebsverfassung

Soziale Schutzgesetze

Nach der Beseitigung des freien Kollektivrechts im Drit-
ten Reich erhielt die Koalitionsfreiheit mit  Art. 9 III 
GG 1949 wieder Verfassungsrang. 1951 folgten 
dann die Montanmitbestimmung und das KSchG, 
1952 das BetrVG, 1963 das BUrlG und 1969 die 
gesetzliche Pflicht zur Entgeltfortzahlung im Falle  
krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit (heute das 
EFZG).
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Sozialrecht

Steuerrecht

Von der rechtlichen Einordnung einer Erwerbstätigkeit hängt ab, ob diese von den sozialen Standards des 
Arbeitsrechts geprägt oder vergleichsweise zurückhaltend gesetzlich reglementiert ist. Der jeweilige 
Beschäftigungsstatus kann erheblichen Einfluss auf sozial- und steuerrechtliche Fragen haben.

Arbeitsrechtliche Vorschriften kommen, von wenigen Ausnahmen abgesehen, nur Arbeitnehmern zugute. 
Deshalb muss im Zweifel geklärt werden, ob eine entgeltliche Tätigkeit im Rahmen eines Arbeits-
verhältnisses oder einer anderen Rechtsbeziehung erbracht wird. Die Abgrenzung kann im Einzel-
fall schwierig sein.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Fehleinschätzung

Arbeitsrechtliche Vorschriften gelten für die Rechtsbezie-
hungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern (= Arbeitsverhältnisse). Es muss deshalb im 
Zweifel geklärt werden, ob jemand tatsächlich in 
einem Arbeitsverhältnis steht oder in ein ande-
res Beschäftigungsverhältnis vorliegt. Eine 
Fehleinschätzung kann mit einschneidenden Fol-
gebelastungen verbunden sein.

Die in der Praxis immer wieder zu beobachtenden An-
strengungen, sich den Fängen des Arbeits- und 
Sozialrechts zu entziehen (Stichwort: Scheinselb-
ständigkeit), erweisen sich nicht selten als un-
tauglich. Spätestens im Streitfall mit dem Vertrags-
partner oder im Rahmen einer Betriebsprüfung 
folgt dann oft ein böses Erwachen, in der Regel 
auf Arbeitgeberseite.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Privatrechtlicher Vertrag

Leistung von Diensten

Persönliche Abhängigkeit

Obwohl der Begriff „Arbeitnehmer“ in einer Reihe von 
Gesetzen verwendet wird, ist er gesetzlich immer 
noch nicht definiert. Es finden sich lediglich An-
haltspunkte beispielsweise über einen Umkehr-
schluss aus der Vorschrift des § 84 I 2 HGB. § 84 
I 2 HGB, der für Handelsvertreter gilt, legt näm-
lich fest, wann ein solcher als selbständig anzu-
sehen ist und bietet damit ein Abgrenzungsmerk-
mal zur abhängigen Beschäftigung.

Es ist im Übrigen (wie bisher) Aufgabe und Ergebnis der 
Rechtsprechung, in Zweifelsfällen nach den be-
reits entwickelten Kriterien die Abgrenzung von 
abhängiger zu selbständiger entgeltlicher Tätig-
keit vorzunehmen. Als Arbeitnehmer ist nach der 
herkömmlichen Definition anzusehen, wer auf-
grund eines privatrechtlichen Vertrags für einen 
anderen in persönlicher Abhängigkeit gegen 
Entgelt Dienste leistet.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Privatrechtlicher Vertrag

Öffentlicher Dienst

Strafgefangene

Geförderte Tätigkeiten

Wie oben bereits erwähnt, werden Arbeitnehmer auf-
grund eines privatrechtlichen Vertrags tätig. 
Das trifft auf bestimmte Tätigkeiten per se nicht 
zu, die deshalb von vornherein nicht in einem Ar-
beitsverhältnis erbracht werden können. So fin-
den etwa Beschäftigungen von Strafgefangenen 
ebenso wenig aufgrund einer privatrechtlichen 
Beziehung statt wie die im Rahmen des Bundes-
freiwilligendienstes.

Im öffentlichen Dient ist zu differenzieren. Beamte, Sol-
daten und Richter werden durch Berufungsakt 
einseitig in den Staatsdienst aufgenommen, so 
dass es bereits an einer vertraglichen Grundlage 
fehlt. Die übrigen Bediensteten werden dagegen 
auf vertraglicher Grundlage tätig. Bei staatlich ge-
förderten Eingliederungsverhältnissen kommt es 
auf die Zielrichtung an. So werden Lohnkostenzu-
schüsse dem Zweck nach nur für Arbeitsverhält-
nisse gewährt.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Leistung von Diensten

Karitative Tätigkeiten?

Gesellschafter?

Familienangehörige?

Inhalt der Arbeitsverpflichtung ist die Verrichtung der 
vereinbarten Tätigkeit für den Arbeitgeber. An-
teilseigener (z.B. Gesellschafter) und Organmit-
glieder (z.B. Geschäftsführer einer GmbH) han-
deln jedoch regelmäßig als Repräsentanten der 
Kapitalgesellschaft und deshalb selbst in Arbeit-
geberfunktion. Lediglich bei hohem Grad an Wei-
sungsunterworfenheit können auch Geschäfts-
führer ausnahmsweise als Arbeitnehmer anzuse-
hen sein.

Aktuelle Entwicklungen in der Arbeitswelt (Häufung von 
Werkverträgen) werfen die Abgrenzungsfrage ge-
häuft wieder auf. Gegenstand eines Arbeits- wie 
eines Dienstvertrags ist das Tätigwerden als 
solches. Gegenstand eines Werkvertrags ist vor 
allem ein durch den Werkunternehmer zu erbrin-
gender Erfolg (Herstellung eines bestimmten 
Werks). Die Beurteilung ist nach einer Gesamt-
würdigung der Umstände vorzunehmen, wobei 
die tatsächliche Handhabung und nicht die Ver-
einbarung den Ausschlag gibt.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Persönliche Abhängigkeit

Weisungsgebundenheit

Grad der Eingliederung

Vertragliche Absprachen

Lässt sich nicht bereits wegen der Art der Rechtsbezie-
hung ein Arbeitsverhältnis ausschließen, ist an-
hand der persönlichen Abhängigkeit zu prüfen, 
ob ein Einsatz im Rahmen eines Arbeitsverhält-
nisses oder einer anderen vertraglichen Bindung 
erfolgt. Nach der Rechtsprechung sind dabei alle 
in Betracht kommenden Gesichtspunkte im Rah-
men einer Gesamtwürdigung zu gewichten und 
abzuwägen.

Für die Annahme persönlicher Abhängigkeit ist neben 
der Weisungsgebundenheit der Grad der Einglie-
derung in eine durch den Vertragspartner vorge-
gebene Organisationsstruktur prägend. Maßgeb-
lich ist somit, ob eine Tätigkeit im Wesentlichen 
selbst- oder fremdbestimmt verrichtet wird. Wer 
in eigener Organisation wie ein Unternehmer mit 
den damit einhergehenden Chancen und Risiken 
am Markt auftritt, kann deshalb kein Arbeitneh-
mer sein.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Persönliche Abhängigkeit

Weisungsgebundenheit

Inhalt der Tätigkeit

Ort der Tätigkeit

Zeit der Tätigkeit

Für einen Einsatz in persönlicher Abhängigkeit spricht in 
erheblichem Maße, wenn der Vertragspartner die 
nähere Durchführung des Vertragsverhältnisses 
einseitig einseitig durch Weisung bestimmen 
kann. Das Weisungsrecht eines Arbeitgebers er-
streckt sich nach Maßgabe der in § 106 S. 1 
GewO genannten Einzelheiten auf den Inhalt, 
den Zeitpunkt und den Ort der Leistung.

Findet die Leistung also in fachlicher, zeitlicher und 
örtlicher Hinsicht ausreichend fremdbestimmt
statt, ist von einem Arbeitsverhältnis auszugehen. 
Mit anderen Worten: Bestimmt im Wesentlichen 
der Vertragspartner, was wann wie und wo zu er-
ledigen ist, spricht die umfassende persönliche 
Bindung für das Bestehen eines Arbeitsverhält-
nisses.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Persönliche Abhängigkeit

Weisungsgebundenheit

Inhalt der Tätigkeit

Gestaltungsspielraum

Vorgegebener Ablauf

Hat der Vertragspartner maßgeblichen Einfluss darauf, 
was und wie es im Einzelnen zu tun ist, spricht 
dies für eine fremdbestimmte Inanspruchnahme. 
Die Indizwirkung ist allerdings bei fachlich hoch 
qualifizierten Kräften abgeschwächt, deren per-
sönliche Kompetenz die Aufgabe inhaltlich prägt 
(z.B. Künstler, Dozenten oder Ärzte). Schwierig 
ist die Abgrenzung bei Lehrtätigkeiten. So sind 
Lehrer an allgemeinbildenden Schulen wesentlich 
enger eingebunden als Dozenten an Volkshoch-
schulen oder sonstigen Bildungseinrichtungen.

Aus der Presse- und Rundfunkfreiheit gemäß Art. 5 I 2 
GG wird geschlossen, dass jedenfalls programm-
beziehungsweise inhaltsgestaltende Tätigkeiten 
auch in freien Dienstverhältnissen erfolgen kön-
nen. Eine freie Mitarbeit setzt dann aber auch 
maßgeblichen Einfluss auf die vermittelten Inhalte 
voraus (z.B. Regisseure, Moderatoren und Kom-
mentatoren). Technisches Personal erfüllt diese 
Voraussetzungen jedenfalls nicht.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Persönliche Abhängigkeit

Weisungsgebundenheit

Ort der Tätigkeit

Innerbetrieblich

Außerbetrieblich

Relativ leicht zu beurteilen ist die örtliche Fremdbestim-
mung, wenn die betreffende Tätigkeit in den Ge-
schäftsräumen des Vertragspartners zu verrich-
ten ist. Dieser Umstand spricht in hohem Maße 
für eine persönliche Abhängigkeit. Findet die Lei-
stung des Vertragspartners dagegen in einer Be-
triebsstätte des Tätigen statt, spricht dies wiede-
rum gegen eine persönliche Abhängigkeit.

Findet der Einsatz außerhalb der Geschäftsräume des 
Vertragspartners statt, kommt es darauf an, ob 
der Tätige den Einsatzort generell frei wählen 
kann (z.B. eigene Betriebsstätte) seiner Tätigkeit 
nur an einem vom Vertragspartner festgelegten 
Ort nachgehen darf (z.B. bei Telearbeit oder Tä-
tigkeit im Home Office oder im Außendienst).
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Persönliche Abhängigkeit

Weisungsgebundenheit

Zeit der Tätigkeit

Feste Einbindung

Freie Zeiteinteilung

Die Einbindung in eine fremdbestimmte Einsatzpla-
nung ohne eigene Spielräume indiziert ein Ar-
beitsverhältnis. Hier liegt z.B. ein maßgeblicher 
Abgrenzungsaspekt im Transport- und Spediti-
onsgewerbe. Eine Fremdbestimmung lässt sich 
vor allem an der einseitigen Zuweisung von Ein-
satzzeiten, insbesondere im Rahmen von Dienst-
plänen, erkennen. Gegen ein Arbeitsverhältnis 
würde dagegen beispielsweise sprechen, wenn 
Urlaub nicht genehmigt werden muss.

Nicht das Volumen der Einsatzzeit als solches ist ent-
scheidend, sondern ob diese selbst- oder fremd-
bestimmt geplant werden kann. Selbst bei Gleit-
zeitregelungen oder Vertrauensarbeitszeit be-
steht noch keine ausreichende Zeithoheit, weil 
Vorgaben zwar gelockert, aber nicht aufgehoben 
sind. Bei Handelsvertretern kommt es zur Ab-
grenzung freier von abhängiger Tätigkeit nach §
84 I 2 HGB maßgeblich auf die unabhängige Ge-
staltung der Einsatzzeit an.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Persönliche Abhängigkeit

Grad der Eingliederung

Organisatorisch

Wirtschaftlich

Neben dem Umfang der einseitigen Bestimmung der 
Bedingungen, unter denen eine Tätigkeit zu erfol-
gen hat, ist auch der Grad der Eingliederung in 
eine fremdbestimmte Arbeitsorganisation für 
die Statusbestimmung von erheblicher Bedeu-
tung. So sprechen die Zuweisung eines bestimm-
ten Arbeitsplatzes, die Einbindung in Arbeitsab-
läufe beim Vertragspartner, insbesondere Vertre-
tungspläne, ebenso wie die ständige Dienstbe-
reitschaft und die Verpflichtung, Urlaub genehmi-
gen zu lassen, für eine persönliche Abhängigkeit.

Wenn es dagegen erlaubt oder sogar notwendig ist, die 
vertraglich geschuldete Leistung mit eigenem 
Personal zu erbringen, spricht dies gegen ein Ar-
beitsverhältnis. Arbeitnehmer sind nämlich ver-
pflichtet, Ihre Dienste höchstpersönlich zu er-
bringen, ohne sich zu deren Erfüllung des Einsat-
zes von Hilfskräften zu bedienen (vgl. § 613 S. 1 
BGB). Die bloß wirtschaftliche (nicht persönliche) 
Abhängigkeit vom Auftraggeber ist dagegen kein 
Abgrenzungskriterium.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Arbeitnehmerbegriff

Persönliche Abhängigkeit

Vertragliche Absprachen

Vereinbarung

Handhabung

In der Praxis finden sich unzählige Versuche, über die 
Formulierung in Vertragstexten die Flucht aus 
dem Arbeitsverhältnis anzutreten. Diese Tendenz 
ist allerdings insoweit ohne Bedeutung, als im Ar-
beitsrecht der objektive Geschäftsinhalt und 
damit die tatsächliche Handhabung, also die 
gelebte Beziehung, die rechtliche Einordnung be-
stimmt.

Vorstellungen oder Wünsche als solche spielen bei der 
Statusbestimmung nur eine untergeordnete Rol-
le, soweit sie von der tatsächlichen Handhabung 
abweichen. Formale Kriterien wie Regelungen zu 
Urlaub oder Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
haben nur indizielle Wirkung, weil sie auch mit 
freien Dienstnehmern vereinbart werden können.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Fehleinschätzung

Arbeitnehmerstatus

Sonstiger Status

Stellt sich heraus, dass ein Arbeitsverhältnis vorliegt, 
unterliegt das Vertragsverhältnis den gegenüber 
dem allgemeinen bürgerlichen Recht wesentlich 
strengeren arbeitsrechtlichen Rechtsvorschriften. 
Die Fehleinschätzung hinsichtlich der Beitrags-
pflicht zu den Sozialversicherungen berechtigt 
den Arbeitgeber dann grundsätzlich nicht dazu, 
einseitig die Vergütung wegen der zusätzlichen 
Aufwendungen nach unten anzupassen.

In Ausnahmefällen kann es allerdings widersprüchlich 
beziehungsweise treuwidrig und damit rechts-
missbräuchlich sein, wenn sich der Arbeitneh-
mer auf diesen Status beruft. Das ist insbesonde-
re dann der Fall, wenn der Mitarbeiter ohne äu-
ßeren Druck auf der Einstufung bestanden hat, 
vor allem weil er sich (in der Praxis nicht selten) 
die Arbeitnehmeranteile an den Sozialversiche-
rungsbeiträgen ersparen wollte.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Fehleinschätzung

Arbeitnehmerstatus

Individualarbeitsrecht

Kollektive Einbindung

Anders als für andere Beschäftigtengruppen gelten für 
Arbeitnehmer im statusrechtlichen Sinne unter 
anderem die Arbeitnehmerschutzvorschriften
des KSchG, EFZG, BetrVG und MuSchG. Ar-
beitnehmer im Sinne des § 5 I BetrVG profitieren 
zudem von kollektivrechtlichen Bindungen des 
BetrVG. Rechtstreitigkeiten zwischen den Ver-
tragsparteien werden schließlich nicht in der or-
dentlichen, sondern in der Arbeitsgerichtsbar-
keit ausgetragen.

Für den Arbeitgeber kommt allerdings die Rückforde-
rung von Differenzbeträgen zwischen dem ver-
einbarten Mitarbeiterhonorar und der Bruttover-
gütung für den nunmehr als Arbeitnehmer einzu-
stufenden Beschäftigten in Betracht, wenn ver-
gleichbare Arbeitnehmer üblicherweise nach be-
stimmten Maßstäben (vor allem aufgrund eines 
auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden Entgeltta-
rifvertrags) entlohnt werden.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Arbeitsrecht

Fehleinschätzung

Sonstiger Status

Wirtschaftliche Unabhängigkeit

Arbeitnehmerähnliche Stellung

Wird jemand als Arbeitnehmer eingestellt, obwohl recht-
lich gesehen auch eine freie Mitarbeit zulässig 
wäre, bleibt es bei dem vom Sozialversicherungs-
recht favorisierten Arbeitnehmerstatus. Die frei-
willige Wahl des Arbeitnehmerstatus verstößt 
nämlich nicht gegen zwingende Schutzvorschrif-
ten, sondern verstärkt vielmehr die vom Gesetz-
geber beabsichtigte soziale Absicherung.

Werden die vertraglich vorgesehenen Tätigkeiten zwar 
nicht in persönlicher, aber in wirtschaftlicher Ab-
hängigkeit erledigt, kommt eine so genannte ar-
beitnehmerähnliche Stellung in Betracht, wenn 
eine soziale Schutzbedürftigkeit anzunehmen ist 
(vgl. § 12a I TVG). Arbeitnehmerähnlich Beschäf-
tigte genießen beispielsweise die Rechte nach 
dem BUrlG (vgl. § 2 S. 2 BUrlG).
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Fehleinschätzung

Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufs-
ausbildung beschäftigt sind, sind nach § 2 II Nr.1 
SGB III zwingend in allen Zweigen der Sozialversi-
cherung versichert (Versicherungspflicht). Ne-
ben einer Beschäftigung im sozialrechtlichen Sinn 
bedarf es also auch der Entgeltlichkeit (Ausnah-
men gibt es diesbezüglich in der Unfallversiche-
rung).

Zu den Zweigen der Sozialversicherung gehören nach §
1 I 1, 2 SGB IV neben der Kranken-, die Unfall-, 
die Renten-, die Pflege- und die Arbeitslosenversi-
cherung. Wer nicht der Pflichtversicherung unter-
worfen ist, kann sich gegen die mit den genannten 
Sozialversicherungen abgesicherten Risiken nur 
über freiwillige vertraglich (privat) versichern.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Erwerb in Beschäftigung

Sonstige Erwerbstätigkeit

Pflicht zur Beitragsleistung

Nach § 20 I SGB IV werden die Mittel für Sozialversi-
cherungen unter anderem durch die Versicher-
ten (Beschäftigte) und Arbeitgeber aufgebracht. 
Dabei ist die Beitragspflicht grundsätzlich pari-
tätisch (hälftig) verteilt. In der Krankenversiche-
rung bestehen leichte Abweichungen. Lediglich 
Beiträge zur Unfallversicherung zahlt die Arbeit-
geber nach § 150 I 1 SGB VII allein.

Der Arbeitgeber hat gegen den Arbeitnehmer nach § 28 
g S. 1 SGB IV Anspruch auf Zahlung des vom 
Beschäftigten zu tragenden Teils des Gesamtso-
zialversicherungsbeitrags und kann dies nach §
28g S. 2 SGB IV nur durch Abzug vom Arbeits-
lohn geltend machen. Die vorsätzlich unterlasse-
ne Abführung der Arbeitnehmeranteile zur Sozial-
versicherung ist nach § 266a StGB unabhängig 
von der Zahlung des Arbeitsentgelts strafbar.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Erwerb in Beschäftigung

Beschäftigtenbegriff

Besondere Tätigkeiten

Letztlich deckt sich der sozialrechtliche Beschäftigungs-
begriff weitgehend mit dem des Arbeitnehmers im 
Arbeitsrecht, so dass die dortigen Angrenzungs-
kriterien zur selbständigen Erwerbstätigkeit her-
angezogen werden können, insbesondere die 
umfassende Weisungsgebundenheit und Einglie-
derung in eine fremdbestimmte Arbeitsorganisa-
tion.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Erwerb in Beschäftigung

Beschäftigtenbegriff

Abweichung vom Arbeitsrecht

Statusfeststellungsverfahren

Wann eine die versicherungspflichtige Beschäftigung 
vorliegt, ergibt sich aus § 7 SGB IV. Allerdings 
hilft diese Vorschrift ohne weitere Vorkenntnisse 
auch nicht wirklich weiter. So bestimmt § 7 I 1 
SGB IV lediglich, dass Beschäftigung im Sinne 
der Sozialversicherung nichtselbstständige Ar-
beit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis, ist. 
Unsicherheiten lassen sich im so genannten An-
frageverfahren nach § 7a SGB IV geklärt wer-
den.

Ein Statusfeststellungsverfahren wird bei der Clearing-
stelle der Deutschen Rentenversicherung 
Bund eingeleitet. Vorteilhaft ist aus Arbeitgeber-
sicht, dass nach § 7a VI 2 SGB IV die Versiche-
rungsbeiträge erst mit Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung (allerdings rückwirkend) fällig werden. 
Unter den Voraussetzungen des § 7a VI 1 SGB 
IV beginnt die Versicherungspflicht sogar erst mit 
Bekanntgabe der behördlichen Entscheidung.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Erwerb in Beschäftigung

Besondere Tätigkeiten

Tätigkeit als Organvertreter

Sonstige Personengruppen
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Erwerb in Beschäftigung

Besondere Tätigkeiten

Tätigkeit als Organvertreter

Geschäftsführende Gesellschafter

Tätigkeit als Fremdgeschäftsführer 

Während sich die Frage einer Beschäftigung im Sinne 
des Sozialrechts bei mitarbeitenden Gesellschaf-
tern nur in Extremfällen stellt, ist bei Geschäfts-
führern von Kapitalgesellschaften zu differenzie-
ren. Nicht am Stammkapital einer GmbH beteilig-
te Geschäftsführer (Fremdgeschäftsführer) gel-
ten grundsätzlich als abhängig im Sinne des So-
zialrechts und sind damit versicherungspflichtig, 
obwohl sie regelmäßig nicht als Arbeitnehmer an-
zusehen sind.

Geschäftsführende Gesellschafter (Anteilseigner) kön-
nen dagegen allenfalls dann Beschäftigte sein, 
wenn sie keinen entscheidenden Einfluss auf die 
unternehmerischen Ziele ausüben können. Verfü-
gen sie über die Hälfte des Stammkapitals oder 
mindestens über eine gesetzliche oder im Gesell-
schaftsvertrag zugestandene Sperrminorität, ist 
nicht von einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung auszugehen.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Erwerb in Beschäftigung

Besondere Tätigkeiten

Sonstige Personengruppen

Scheinbeschäftigung

Geringfügig Beschäftigte

Wird eine Anstellung nur zum Schein eingegangen, 
um Versicherungsleistungen zu erlangen (z.B. 
aus der Kranken- oder Arbeitslosenversiche-
rung), besteht kein beitragspflichtiges Beschäfti-
gungsverhältnis.

Eine Freistellung unter Fortbestand des Arbeitsver-
hältnisses und Fortzahlung der Bezüge (auch 
bei Abbau von Wertguthaben, vgl. § 7b SGB IV) 
beendet dagegen das Beschäftigungsverhältnis 
nicht.

Geringfügige Beschäftigungen im Sinne des § 8, 8a 
SGB IV (Minijobs) sind grundsätzlich versiche-
rungsfrei, soweit die erzielten Einkünfte insge-
samt die in § 8 I SGB IV bestimmten Grenzen 
nicht überschreiten.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Sonstige Erwerbstätigkeit

Selbständige Tätigkeit

Versicherungspflicht

Bei Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung be-
steht für Selbständige Versicherungsfreiheit. Ab-
weichende Regelungen finden sich bei der geset-
zlichen Renten- und Unfallversicherung sowie bei 
Personen, die in den Geltungsbereich des Künst-
lersozialversicherungsgesetzes (KSVG) fallen.

Für die in § 2 S. 1 Nr. 1-8 SGB VI aufgeführten Berufs-
gruppen besteht selbst dann Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung, wenn 
diese selbständig sind. Dasselbe gilt nach § 2 S. 
1 Nr. 9 SGB VI auch für arbeitnehmerähnlich Be-
schäftigte. All diese müssen nach § 169 SGB VI 
allerdings selbst für die Versicherungsbeiträge 
aufkommen.

Künstler und Publizisten, die unter den Geltungsbereich 
des KSVG fallen, trägt die Künstlersozialversiche-
rung nach § 169 Nr. 2 SGB VI die Beiträge zur 
Rentenversicherung. Gespeist wird diese nicht 
durch die Versicherten, sondern durch jährlich 
neu festgelegte Beitragssätze, deren Bemes-
sungsgrundlage das Auftragsvolumen des Auf-
traggebers ist.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Sozialrecht

Versicherungspflicht

Pflicht zur Beitragsleistung

Bemessungsgrundlage

Bemessungsgrenzen

Zum Arbeitsentgelt, das die Bemessungsgrundlage
für die Höhe der Beiträge bildet, gehören gemäß
§ 14 I 1 SGB IV alle Einnahmen im Zusammen-
hang mit einer Beschäftigung. Dazu zählen auch 
Sachwertbezüge (beispielsweise verbilligt über-
lassene Dienstwohnungen oder der Privatnut-
zungsanteil bei einem Dienstwagen), die nach 
der Sachbezugsverordnung zu bewerten sind.

In der gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung 
gibt es Beitragsbemessungsgrenzen, die zu ei-
ner Deckelung der Beiträge nach oben führen. In 
der Krankenversicherung erlischt die Versiche-
rungspflicht nach § 6 I Nr. 1 SGB V bei Über-
schreitung eines bestimmten Jahresarbeitsent-
gelts sogar (so genannte Jahresarbeitsentgelt-
grenze).
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Sozialrecht

Fehleinschätzung

Nachentrichtungspflicht

Rückgriffsmöglichkeit?

Gemäß § 28e I 1 SGB IV hat der Arbeitgeber den Ge-
samtsozialversicherungsbeitrag zu zahlen. Der 
diesbezügliche Anspruch der Sozialversicherun-
gen verjährt grundsätzlich erst nach vier Jahren 
(§ 25 I SGB IV). Den Arbeitnehmeranteil darf der 
Arbeitgeber nach § 28g S. 2 SGB IV nur durch 
Abzug vom (Brutto-) Arbeitsentgelt geltend 
machen, einen unterbliebenen Abzug nach § 28g 
S. 3 SGB IV nur bei drei nächsten Lohn- oder Ge-
haltszahlungen, danach nur dann, wenn der Ab-
zug ohne Verschulden unterblieben ist.

Stellt sich eine Vertragsbeziehung erst später als Be-
schäftigungsverhältnis heraus, sind die Sozialver-
sicherungsbeiträge nachzuzahlen. Rückgriff
kann der Arbeitgeber beim Arbeitnehmer jedoch 
nur unter den Einschränkungen des § 28g S. 
3, 4 SGB IV nehmen. Bei einer Nachforderung ist 
zudem das Aufrechnungsverbot des § 394 S. 1 
BGB zu beachten, wonach eine Verrechnung mit 
unpfändbaren Ansprüchen unzulässig ist.
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Statusfeststellung

Steuerrecht

Arbeitnehmerbegriff

Fehleinschätzung

Die Besteuerung der Einkünfte von Arbeitnehmern er-
folgt als Lohnsteuer über die Erhebung beim Ar-
beitgeber (wobei der Arbeitnehmer aber Steuer-
schuldner bleibt), die Besteuerung der Einkünfte 
von Selbständigen als Einkommenssteuer bei 
diesen selbst. Auch im Steuerrecht ist als die Un-
terscheidung von selbständig und unselbständig 
Tätigen notwendig.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Steuerrecht

Arbeitnehmerbegriff

Arbeitsrechtliche Kriterien

Unternehmerische Initiative

Der Arbeitnehmerstatus ist auch im Steuerrecht nicht 
definiert, entspricht im Wesentlichen aber dem 
des Arbeits- und Sozialrechts und ist wie dort im 
Rahmen einer umfassenden Gesamtbetrachtung 
zu ermitteln. 

Im Steuerrecht steht allerdings nicht der soziale Schutz-
gedanke, sondern die Nähe zum beziehungswei-
se Ferne vom Marktgeschehen (Unternehmerri-
siko) im Vordergrund. Deshalb sind auch Organ-
mitglieder, Auszubildende, Beamte, Soldaten und 
Richter Arbeitnehmer im Sinne des Steuerrechts.
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2.1 Anbahnung des Arbeitsverhältnisses

Statusfeststellung

Steuerrecht

Fehleinschätzung

Umsatzsteuer

Vorsteuerabzug

Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Ent-
gelt im Rahmen eines Unternehmens ausführt, 
unterliegen zudem nach § 1 I Nr.1 UStG der Um-
satzsteuer. Nur ein selbständiger Vertragspart-
ner (Unternehmer) ist deshalb unter den Voraus-
setzungen des UStG auch umsatzsteuerpflichtig. 
Dessen Auftraggeber ist als Unternehmer dann 
nach § 15 UStG berechtigt, ausgewiesene Um-
satzsteuer als Vorsteuer mit seiner Umsatzsteu-
erschuld zu verrechnen.

Eine unzutreffende Einordnung als Unternehmer führt 
dazu, dass unberechtigterweise Umsatzsteuern 
in Rechnung gestellt und Vorsteuern in Abzug ge-
bracht worden sind. Umsatzsteuererklärungen 
müssen korrigiert und gegebenenfalls Steuern 
nachentrichtet werden. Der Rechnungsadressat 
ist zu Unrecht mit den Umsatzsteueranteilen be-
lastet, darf diese aber auch nicht als Vorsteuer 
von seiner Umsatzsteuerschuld abziehen.


